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Der Anspruch des Besitzers auf Ersatz notwendiger Verwen-
dungskosten aus § 994 BGB besteht unabhängig davon,
ob dem Eigentümer aus der Verwendungsvornahme ein
Vorteil erwächst. Dem entgegen steht die Regelung des
§ 1001 S. 1 BGB, ausweislich derer ein dem Grunde nach be-
stehender Verwendungsersatzanspruch nur dann eingeklagt
werden kann, wenn der Eigentümer die Sache zurückerhält
oder die Verwendungen genehmigt. Der vorliegende Beitrag
untersucht diesen scheinbaren Widerspruch und wirft die
Frage auf, ob der Eigentümer seine Genehmigung auch dann
versagen kann, wenn ein anderenfalls nach § 1003 I 2 BGB
auf dem Versteigerungswege zu erzielender Erlös aus der
Sache die Verwendungskosten nicht zu decken vermag.
I. Die Sachlage und ihre
Rechtsfolgen
Macht der redliche1 Besitzer im2 EBV notwendige Verwen-
dungen, so gewährt § 994 I 1 BGB einen Ersatzanspruch
ohne Rücksicht auf einen bleibenden Erfolg der Verwen-
dung. Der Anspruch besteht unabhängig davon, ob der
Nutzen der Verwendung – erstens – vor Herausgabe ent-
fallen ist, oder – zweitens – wegen Fehlschlagens der
Maßnahme sogar nie bestanden hat,3 oder – drittens – die
Verwendung für den Eigentümer4, ohne Gewinn und Wert
ist.5 Beim erstgenannten Fall kommt es des Weiteren für
das auf § 994 I 1 BGB gestützte Recht auch nicht darauf an,
ob dieser Wegfall auf dem Verlust nur des verwendungs-
bedingten Erfolges oder aber der herauszugebenden Sache
selbst beruht. In allen Fällen trägt der Eigentümer das
Erfolgsrisiko, obgleich er die Entscheidung zur Tätigung
der Ausgaben nicht getroffen hat.6 Zu Gunsten des Besit-
zers weicht § 994 I 1 BGB demnach von § 996 BGB, aber
auch von § 818 III BGB ab. Der Eigentümer kann weder
eine verwendungsbedingte Werterhöhung zum Zeitpunkt
der Herausgabe erwarten oder gar verlangen, noch hat er
die Möglichkeit, einen Bereicherungswegfall geltend zu
machen.7
Gleiches gilt grundsätzlich für den unredlichen Besit-
zer nach § 994 II BGB, wenn zusätzlich die Verwendungen
entweder bereits zum Zeitpunkt ihrer Vornahme dem Inte-
resse und dem Willen des Eigentümers i. S. v. § 683 S. 1
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1 Die Begriffe ›redlicher‹ und ›unredlicher‹ Besitzer werden hier und
im Folgenden synonymisch zu ›gutgläubig/unverklagter‹ bzw. ›bös-
gläubig/verklagter‹ Besitzer gebraucht.
2 Betrachtet wird hier nur der Fall der Verwendungsvornahme bei
bereits bestehender Vindikationslage.
3 BGHZ 131, 220 (223); Fritzsche, in: BeckOK, BGB, 38. Edition, Stand:
1. 2. 2016, § 994 Rn. 45; Lobinger, in: Soergel, BGB, 13. Aufl. 2010,
§ 347 Rn. 30 m. w. N.
4 Etwa im Hinblick auf seine eigene Nutzungsabsicht.
5 Ganz h. M.: Baldus, in:MünchKommBGB, 6. Aufl. 2013, § 994 Rn. 25;
Gursky, in: Staudinger, Bürgerliches Gesetzbuch (2012), § 994
Rn. 12 m. w. N.
6 Wieling, Sachenrecht, 5. Aufl. 2006, § 12 V 3 a.
7 Verse, Verwendungen im EBV, Diss. Tübingen 1999, S. 49 f.
Juristische Rundschau; 2016(11): 611–619
BGB entsprochen haben oder dieser sie nachträglich nach
§ 684 S. 2 BGB genehmigt.8 Das Risiko des Fehlschlagens
der Geschäftsführung trägt dort der Geschäftsherr, d. h.
hier der Eigentümer, weil auch der Geschäftsgewinn nicht
der des Geschäftsführers, d. h. hier des Besitzers, sondern
der des Geschäftsherrn wäre.9
Die grundsätzliche Ersatzfähigkeit in den vorgenann-
ten Fällen der § 994 I 1 und II BGB ist zu trennen von der
Klagbarkeit des dem Grunde nach bestehenden An-
spruchs. Diese steht ausweislich des § 1001 S. 1 BGB unter
der weiteren Voraussetzung10 entweder der Wiedererlan-
gung11 der Sache oder der Genehmigung der Verwendun-
gen durch den Eigentümer.
II. Die Problematik der Rechtslage
Die sich aus § 1001 S. 1 BGB ergebende Verknüpfung der
klagweisen Durchsetzbarkeit des Verwendungsersatz-
anspruchs mit dem nachhaltigen Vorhandensein und dem
Zustand der Substanz der mit der Verwendung versehenen
Sache insgesamt oder dem Vorliegen einer Genehmigung
des Eigentümers führt zu »ganz seltsamen Ergebnissen«12,
wenn und weil zugleich das Vorhandensein des Verwen-
dungserfolges von den anspruchsbegründenden Normen
§ 994 I 1 und II BGB gerade nicht gefordert wird. Dass das
Risiko des Fortfalls der Verwendung, welches § 994 BGB
dem Eigentümer auferlegt, durch mittelbare Zuweisung
des Sachrisikos durch die § 1000 ff. BGB zum aufwenden-
den Besitzer für den Teilbereich der Frustration der Ver-
wendung durch ein den gesamten zurückgewährenden
Gegenstand betreffendes Restitutionshindernis auf diesen
zurückspringen soll, kann prima facie zumindest nicht
ohne weiteres überzeugen, weil im Ergebnis einWertungs-
widerspruch zwischen dem durch die §§ 1000 ff. BGB er-
zielten Effekt und der Schutzintention des § 994 BGB ein-
tritt. Insbesondere stellt sich die Frage, ob der Ersatz einer
Verwendung, die zur Zeit ihrer Vornahme dem Willen des
Eigentümers entsprach oder nachträglich dessen Zustim-
mung fand, abhängig sein kann von dessen nochmaliger
Genehmigung zu einem späteren Zeitpunkt, in dem der
Erfolg weggefallen ist. Ob § 994 BGB und die § 1000 ff. BGB
an einer »offensichtlich unterbliebenen Abstimmung«13
kranken, bedarf daher einer Untersuchung, die im Folgen-
den zu unternehmen ist.
III. Ungeeignete Lösungsansätze
1. Billigkeitsrücksicht als Teillösung
Betrachtet man allein den Fall, dass dem Besitzer der Ver-
wendungserfolg zunächst zugutekommt, dieser aber vor
Rückgabe zusammen mit der wenigstens eine zeitlang
durch die Verwendung verbesserten Sache entfällt, ließe
sich das zur Anspruchsversagung führende Ergebnis infol-
ge Zusammenspiels von § 994 I 1, II BGB und § 1001 BGB
eventuell mit einer Billigkeitserwägung begründen, die –
wenn sie zutrifft – den oben genannten Widerspruch zwi-
schen Ergebnis und Regelungsabsicht des § 994 BGB als
rechtlich hinnehmbar erscheinen lassen könnte.14 Die Bil-
ligkeitserwägung lautet: Weil der verwendungsbedingt
wenigstens zeitweise erhöhte Nutzwert nach § 993 I BGB
beim Besitzer verbleibt, der Eigentümer demgegenüber
jedoch keinerlei Vorteil aus der Verwendungsvornahme
ziehen kann, wäre eine Rückübertragung des durch § 994 I
1 und II BGB zunächst dem Eigentümer auferlegten Ver-
wendungsrisikos nicht schlechthin unbillig. Diese Erwä-
gung kann jedoch als einheitliches Regelungsmotiv zur
Begründung des Zusammenspiels von § 994 I 1 und II
einerseits und §§ 1000 ff. BGB andererseits nicht überzeu-
gen. Sie geht nämlich zum einen von der nicht zwingenden
Prämisse aus, dass jeder notwendigen Verwendung unmit-
telbar ein Nutzungsvorteil für den Besitzer korrespon-
diert;15 und zum anderen trifft sie, wenn überhaupt, nur
auf den erwähnten Teilbereich der Problemfälle zu.
8 Wenn bzw. weil § 994 II BGB als partielle Rechtsgrundverweisung
anzusehen ist, die das Erfordernis des Fremdgeschäftsführungswil-
lens ausklammert, vgl.: Gursky, in: Staudinger (Fn. 5), § 994 Rn. 23;
Stadler, in Soergel, BGB, 13. Aufl. 2007, § 994 Rn. 9; jeweils m. w. N.
Ob sich die Verweisung bei Nichtvorliegen der genannten Vorausset-
zungen auf § 684 S. 1 BGB erstreckt ist eine umstrittene Frage (s. dazu
unten Fn. 42), deren Beantwortung für das hier sogleich aufzugreifen-
de Problem jedoch deswegen dahinstehen kann, weil der Verwen-
dungsersatz nach Bereicherungsrecht gerade nicht erfolgsunabhän-
gig ist.
9 Bergmann, in: Staudinger, Bürgerliches Gesetzbuch (2015), § 683
Rn. 10.
10 Die h. M. versteht den Anspruch als aufschiebend bedingt: Bas-
senge, in: Palandt, BGB, 75. Aufl. 2016, § 1001 Rn. 1; Fritzsche, in:
BeckOK (Fn. 3), § 1001 Rn. 1; Gursky, in: Staudinger (Fn. 5), § 1001
Rn. 1; a. A. (Fälligkeitsregelung): Baldus, in:MünchKommBGB (Fn. 5),
§ 1001 Rn. 18; Berger, in: Jauernig, BGB, 15. Aufl. 2014, § 1001 Rn. 1.
11 Des Weiteren ist dabei vorauszusetzen, dass der Eigentümer die
Sache nicht nach § 1001 S. 2 BGB zur Abwendung des Anspruchs
zurückgibt.
12 So Verse (Fn. 7), S. 49 unter Berufung auf Siber JherJb 89 (1941), 1
(104).
13 So Verse (Fn. 7), S. 49.
14 So Siber (Fn. 12), 1 (104).
15 Dies ist bei sacherhaltenden Verwendungen nicht zwingend der
Fall, weil deren Erfolg nicht selten lediglich, wenn überhaupt, in einer
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Ungeachtet dessen und darüber hinaus versagt eine
an Billigkeitsgesichtspunkten ausgerichtete Regelungs-
begründung aber auch für die ebenfalls von § 994 I 1 BGB
und ggf. auch von § 994 II i. V. m. §§ 683 f. BGB erfassten
Fälle, in denen die Verwendung bereits bei ihrer Vornah-
me fehlschlägt. Verhält es sich so, spricht folgerichtig die
eingangs aufgestellte Billigkeitserwägung nicht dafür,
dem Besitzer, der zu keiner Zeit einen Nutzungsvorteil
hatte, anstelle des Eigentümers die Verwendungskosten
aufzuerlegen. Eine konsequente Umsetzung einer an Bil-
ligkeit orientierten Regelungsbegründung ist daher im
Vergleich dieser Fälle nicht erkennbar.
2. Problemminimierung durch § 1003 I BGB
Auch der zusätzliche Behelf des Besitzers aus § 1003 I BGB,
den Eigentümer unter Fristsetzung zur Erklärung über die
Genehmigung aufzufordern, die herauszugebende Sache
bei deren Ausbleiben zu veräußern und seinen Ersatz-
anspruch aus dem Erlös zu befriedigen, kann das Problem
nur teilweise lösen. Denn dies setzt voraus, dass die Sache
tatsächlich werthaltig ist. Die Versteigerungslösung hilft
dem Besitzer daher nur in Fällen, in denen der Eigentümer
die Rücknahme einer noch werthaltigen Sache ablehnt,
weil etwa das Interesse an der Abwendung eines drohen-
den Verwendungsersatzanspruchs durch Verhinderung
der dauerhaften Wiedererlangung der Sache das Interesse
des Eigentümers am Rückerhalt derselben übersteigt. Auf
den ersten Blick scheitert der Anspruch auf Verwendungs-
ersatz in den Fällen endgültig, in denen er mangels He-
rausgabe oder Genehmigung weder klagbar ist noch die
Verwendungen wegen Untergangs der Sachsubstanz oder
Wertlosigkeit ihres verbleibenden Rests im Versteige-
rungswegemonetarisiert werden können.
3. Keine Lösung durch Auslegung des
Begriffs »Wiedererlangung«
Auf die Genehmigung der Verwendungsersatzansprüche
durch den Eigentümer i. S. v. § 1001 S. 1 Alt. 2 BGB ist der
Besitzer prima facie wegen der in § 1001 S. 1 Alt. 1 BGB
getroffenen Regelung nicht angewiesen, sofern der Eigen-
tümer den Besitz an der Sache wiedererlangt. Obwohl ein
tatsächliches Wiedererlangen im Fall des Untergangs der
mit der Verwendung versehenen Sache ausgeschlossen
ist, könnte dem Besitzer die gerichtliche Geltendmachung
eines auf § 994 I 1 oder § 994 II BGB gestützten Anspruchs
möglich sein, wenn dem Tatbestandsmerkmal der Wieder-
erlangung seinem Sinn und Zweck nach auch der Annah-
meverzug des Eigentümers oder eine nachfolgende Hinter-
legung der Sache durch den Besitzer mit den Folgen des
§ 378 BGB gleichzustellen wäre. Dies ist jedoch zu vernei-
nen. Genehmigung und Wiedererlangung stehen nur auf
den ersten Blick als gleichwertige Tatbestandsalternativen
nebeneinander, wie sich aus § 1001 S. 2 und 3 BGB ergibt.
Die bloße Besitzerlangung durch den Eigentümer stellt die
Klagbarkeit des Anspruchs auf Verwendungsersatz gem.
§ 1002 I BGB zwar grundsätzlich binnen Monatsfrist her;
der Eigentümer kann die Sache nach § 1001 S. 2 BGB je-
doch mit anspruchsbefreiender Wirkung an den Besitzer
zurückgeben. Sähe man bereits im Annahmeverzug ein
Surrogat der tatsächlichen Wiedererlangung durch den
Eigentümer, so droht eine Aporie, denn es wäre dessen
verzugsbegründende Nichtannahme zugleich Surrogat der
Rückgabe der Sache an den Besitzer i. S. v. § 1001 S. 2 BGB.
Im Übrigen bleibt bei anderer Auffassung das annahme-
verzugsbegründende Angebot der Sache durch den Besit-
zer eine bloße Teillösung, da in Fällen des Untergangs der
Sache beim Besitzer diesem ein verzugsbegründendes tat-
sächliches Angebot nicht möglich wäre.
IV. Lösung durch Vergleich der
normierten Leitgedanken
aus § 1001 S. 1 Alt. 2 BGB und
§ 994 BGB
Eine umfassende Lösung hat die Gesamtheit der Fälle zu
berücksichtigen, in denen die Motivation des Eigentümers
zur Erteilung der nach § 1001 S. 1 BGB erforderlichen Ge-
nehmigung weggefallen ist. Sie hat demnach die Frage zu
beantworten, ob die scheinbar im freien Belieben des Ei-
gentümers stehende Möglichkeit zur Vereitelung der Klag-
barkeit der aufgrund § 994 I 1 und II BGB gegen ihn dem
Grunde nach bestehenden Ansprüche einzuschränken ist.
Dies ist zu bejahen. Wie im Folgenden zu zeigen sein wird,
bedarf es keiner Genehmigung i. S. v. § 1001 S. 1 BGB, wenn
diese keinen gesonderten Erklärungs- und Schutzgehalt
gegenüber einer vormaligen Zustimmung hätte und daher
bereits als erteilt anzusehen ist, wenn und weil der Eigen-
tümer zur Vornahme der Verwendung bereits zu einem
früheren Zeitpunkt sein Einverständnis erteilt hat. Ein sol-
ches Einverständnis liegt, wie ebenfalls zu zeigen ist, den
mittelfristigen Verlängerung der Nutzungszeit der Sache besteht. Der
in linearer Teilwertabschreibung berechnete Gebrauchsvorteil des
Besitzers würde durch eine Verlängerung der Gesamtnutzungsdauer
grundsätzlich sogar kleiner.
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Ansprüchen auf Ersatz notwendiger Verwendungen stets
immanent zu Grunde.
Da ein unmittelbarer Anknüpfungspunkt für ein sol-
ches Gutheißen zunächst in den durch § 994 II BGB in
Bezug genommenen Regeln über die Geschäftsführung
ohne Auftrag augenfällig wird, soll das obige Verständnis
des § 1001 S. 1 BGB zunächst im Kontext des Anspruchs
eines unredlichen Besitzers gem. § 994 II BGB erörtert
werden.
1. Entbehrlichkeit der Genehmigung i. S. v.
§ 1001 S. 1 Alt. 2 BGB in Fällen des auf
§§ 994 II i. V. m. 683 S. 1 oder 684 S. 2
BGB beruhenden
Verwendungsersatzanspruchs
a) Inhalt und Zweck der Genehmigung nach
§ 684 S. 2 BGB
Im Fall des § 994 II BGB ist zunächst die Genehmigung
nach § 684 S. 2 BGB zu betrachten, die als Zustimmung zu
dem bereits erfolgten Geschäft auf den ersten Blick der
Genehmigung aus § 1001 S. 1 BGB in Begriff und Rechts-
folge ähnlich scheint.
Die Genehmigung aus § 684 S. 2 BGB begründet als
nachträgliche16 Billigung der Geschäftsführung durch
den Geschäftsherrn gegenüber dem Geschäftsführer den
mangels Willens- und Interessengemäßheit i. S. v. § 683
S. 1 BGB zunächst nicht bestehenden Anspruch auf Er-
satz der zum Zweck der Geschäftsführung getätigten Auf-
wendungen aus §§ 683 S. 1, 670 BGB. Sie ist unwiderruf-
lich.17
b) Inhalt und Zweck der Genehmigung nach
§ 1001 S. 1 BGB
Die Genehmigung nach § 1001 S. 1 BGB ist ihrer Rechts-
natur nach eine einseitig empfangsbedürftige Einverständ-
niserklärung zu den Erhaltungsmaßnahmen, die als bloße
geschäftsähnliche Handlung keine Verpflichtung des
Gläubigers begründet,18 sondern lediglich die aufschie-
bende Bedingung der Klagbarkeit erfüllt. Entgegen dem
Wortlaut der Norm ist die Genehmigung nicht i. S. d. Legal-
definition des § 184 I BGB als nachträgliche Zustimmung
zur Vornahme der Verwendung zu verstehen.19 Ein mögli-
cherweise auf dem Analogiewege20 zu erreichendes Ver-
ständnis der Genehmigung aus § 1001 S. 1 BGB als bloße
nachträgliche Zustimmung zur Verwendungsvornahme
ist, anders als bei der Genehmigung nach § 684 S. 2 BGB,
mit dem Sinn und Zweck der Vorschrift nicht zu verein-
baren. Sie kann vielmehr nicht nur als nachträgliche Zu-
stimmung, sondern auch vor der Durchführung der Ver-
wendungen als Einwilligung erteilt werden.21 Intention der
Regelung ist es, den Eigentümer vor dem Ersatz von Ver-
wendungen zu schützen, die gegen oder ohne seinen Wil-
len vorgenommen wurden und die er deswegen als auf-
gedrängt empfinden könnte. Diesem Schutzgedanken
wird aber dadurch Genüge getan, dass zwischen Eigentü-
mer und Besitzer über die Vornahme der Verwendungen
durch den Besitzer zu irgendeinem Zeitpunkt ein Konsens
besteht.22
Aus der Entstehungsgeschichte der Norm geht her-
vor, dass der zunächst nur im Falle der Wiedererlangung
klagbare Anspruch später um den heute in §§ 1001 S. 3,
1002 I BGB geregelten Gedanken ergänzt wurde, nach dem
die Verwendungsersatzansprüche bei bloßem Wieder-
erlangen entweder nur innerhalb einer kurzen Präklusiv-
frist oder aber dauerhaft dann einklagbar sein sollen,
wenn »vor oder bei der Herausgabe«23 die Verwendungs-
ansprüche angezeigt werden. Dies bringt zum Ausdruck,
dass die Durchsetzbarkeit des Verwendungsersatzan-
spruchs abhängig ist von dem grundsätzlichen24 Einigsein
der Beteiligten über Zahlung des nach dem Gesetz dem
Besitzer aufgrund der Verwendung zustehenden Betrags.
Ein solches Einverständnis kann auch schon vor der ei-
16 Da sich die Genehmigung nicht auf ein Rechtsgeschäft bezieht,
sondern auf die GoA als geschäftsähnliche Handlung, sind die
§§ 182 ff. BGB zwar nicht unmittelbar, wohl aber analog bezüglich des
Verständnisses der Genehmigung als nachträgliche Zustimmung zur
vorgenommenen Verwendung anwendbar, vgl. Seiler, in: Münch-
KommBGB, 6. Aufl. 2012, § 684 Rn. 13 m. w. N.
17 Bergmann, in: Staudinger (Fn. 9), § 684 Rn. 22; Seiler, in: Münch-
KommBGB (Fn. 16), § 684 Rn. 13.
18 Ehlers, in: Herberger/Martinek/Rüßmann u. a., jurisPK-BGB,
7. Aufl. 2014, § 1001 Rn. 3; Gursky, in: Staudinger (Fn. 5), § 1001 Rn. 6.
19 BGH NJW 2002, 2875 (2876) = MDR 2002, 1239 (1240) = WM 2003,
597 (598); Baldus, in:MünchKommBGB (Fn. 5), § 1001 Rn. 14.
20 Wie bei § 684 S. 2 BGB spricht gegen die direkte Anwendung des
§ 184 I BGB bereits der fehlende rechtsgeschäftliche Bezug der Geneh-
migung.
21 Vgl. BGH NJW (Fn. 19), 2875 (2876).
22 BGHNJW (Fn. 19), 2875 (2876).
23 Mudgan, Die gesamten Materialien zum Bürgerlichen Gesetzbuch,
Band III, 1899, S. 233.
24 Der Eigentümer muss lediglich die Vornahme der Verwendungen,
nicht zugleich auch den vom verwendenden Besitzer verlangten Er-
satz der Höhe nach billigen, Gursky, in: Staudinger (Fn. 5), § 1001
Rn. 10;Wieling (Fn. 6), § 12 V 7 c dd.
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gentlichen Verwendungsvornahme in einer den Voraus-
setzungen des § 1001 S. 1 BGB genügenden Weise erklärt
werden.25
c) Vergleich der Genehmigungen aus § 1001 S. 1 BGB und
§ 994 II i. V. m. § 684 S. 2 BGB
Für den Teilbereich der nachträglichen Zustimmung zu ei-
ner bereits vorgenommenen Verwendung sind die Erklä-
rungsgehalte der Genehmigungen aus § 684 S. 2 BGB und
§ 1001S. 1BGBaufdenerstenBlick inhaltsgleich; ihrGehalt
erschöpft sich indemEinverständnismitderVerwendungs-
vornahme. Hat nun der Eigentümer durch unwiderrufliche
Genehmigung nach § 994 II i. V. m. § 684 S. 2 BGB bereits
diese Billigung erklärt, so kann eine weitere Genehmigung
nach § 1001 S. 1 BGB nur eigene Relevanz haben, wenn den
Erklärungen aufgrund der scheinbar unterschiedlichen
Zeitpunkte, zu denen sie anstehen, verschiedene Gehalte
beizumessen wären. Dies ist jedoch nicht der Fall. Die Ge-
nehmigungen fallen vielmehr geradeaufgrund ihrer inhalt-
lichenKongruenz auch zeitlich stets zusammen. Erfährt der
Eigentümer erstmalig voneinernotwendigenVerwendung,
die von einem unredlichen Besitzer vorgenommen wurde
unddie seinemWillen i. S. v. § 683S. 1BGBnicht entsprach,
und erklärt er daraufhin, mit dieser Verwendung gleich-
wohl einverstanden zu sein, so lässt diese Erklärung uno
actu sowohl zum einen als Genehmigung i. S. v. § 684 S. 2
BGB den Anspruch auf Verwendungsersatz dem Grunde
nachentstehen,als sieauchzumanderenalsGenehmigung
i. S. v. § 1001 S. 1 BGB dessen Klagbarkeit begründet. Eine
Genehmigung nach § 684 S. 2 BGB ist damit stets zugleich
eine solchenach§ 1001S. 1BGB.
d) Der wirklicheWille nach § 683 S. 1 Alt. 1 BGB
Denkbar ist indes, dass eine Zustimmung zur Verwen-
dungsvornahme eine Genehmigung i. S. d. § 1001 S. 1 BGB
darstellt, nicht zugleich jedoch eine solche nach § 684 S. 2
BGB. Dies ist der Fall, wenn die Einverständniserklärung
des Eigentümers der Verwendungsvornahme vorangeht.
Dann stellt die Erklärung einerseits die für die Begründung
des Ersatzanspruchs nach §§ 994 II, 683 S. 1 Alt. 1 BGB
grundsätzlich erforderliche Äußerung eines wirklichen
Willens zur Verwendungsvornahme, andererseits und zu-
gleich die von § 1001 S. 1 BGB geforderte »untechnische«
Genehmigung im Sinne einer Billigung dar, weil, wie ge-
zeigt, der Zeitpunkt dieser Billigung nicht entscheidend
ist, da bereits ihr einmaliges Vorliegen den Schutz des
Eigentümers vor aufgedrängten Verwendungen aufhebt.
Für die Begründung des Ersatzanspruchs gem. § 994
II BGB gilt letzteres nicht minder, weil sich aus dem
Zusammenspiel von § 683 S. 1 BGB einerseits und § 684
S. 2 BGB andererseits deutlich ergibt, dass für den An-
spruch dem Grunde nach zwar das Vorliegen des Eigen-
tümerwillens per se, nicht aber der Zeitpunkt der Zustim-
mung erheblich ist. Die nachträgliche Zustimmung zur
Geschäftsführung i. S. v. § 684 S. 2 BGB steht nämlich in
ihren Rechtsfolgen der Einwilligung i. S. v. § 683 S. 1 BGB
gleich und substituiert die nicht bereits bei Verwen-
dungsvornahme vorliegende Willens- und Interessenge-
mäßheit des Geschäfts für den Geschäftsherrn. In § 994 II
BGB wird damit nur ausnahmsweise, nämlich bei einem
entgegenstehenden – und wegen der Unredlichkeit des
Besitzers auch schützenswerten – Willen des Eigentü-
mers, dem Gedanken des Aufdrängungsschutzes Raum
gegeben. Dieser erschöpft sich allerdings darin, dass der
Eigentümer nur vor dem Ersatz einer weder in seinem
Willen getätigten noch zu einem späteren Genehmi-
gungszeitpunkt seinem Willen entsprechenden Investiti-
on geschützt werden soll. Anderenfalls soll er der Ver-
wendungsersatzpflicht ausgesetzt sein, und zwar dann
ohne Rücksicht auf den Eintritt oder die Nachhaltigkeit
des Verwendungserfolges.
e) Der mutmaßlicheWille nach § 683 S. 1 Alt. 2 BGB
Liegt also sowohl im Fall des § 683 S. 1 Alt. 1 BGB als auch
im Fall des § 684 S. 2 BGB nicht nur die für die Begründung
des Ersatzanspruchs erforderliche Billigung vor, sondern
enthält diese zugleich stets die nach § 1001 S. 1 BGB zur
Klagbarkeit des Anspruchs erforderliche Genehmigung, so
handelt es sich bei dem eingangs aufgeworfenen Problem
für den hier zunächst betrachteten Teilbereich der notwen-
digen Verwendungen eines unredlichen Besitzers um ein
Scheinproblem, wenn abschließend gezeigt werden kann,
dass auch der Fall des § 683 S. 1 Alt. 2 BGB bereits die
Genehmigung i. S. d. § 1001 S. 1 BGB enthält.
So verhält es sich, weil das Zurückgreifen auf den sub-
sidiären mutmaßlichen Willen des Eigentümers im Kon-
text des § 994 II BGB zum Schutz des Besitzers erfolgt, der
den wirklichen Eigentümerwillen nicht zu erforschen in
der Lage ist, weil ein solcher nicht vorliegt oder ausnahms-
weise unbeachtlich ist. Wenn anzunehmen ist, dass der
Eigentümer bei intellektueller Berücksichtigung der Sach-
lage die notwendige Verwendung billigen würde, so kann
der Besitzer diese im Vertrauen auf die Ersatzfähigkeit der25 BGHNJW (Fn. 19), 2875 (2876).
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Kosten vornehmen. Der Eigentümer kann anschließend
zwar einwenden, die Ermittlung des mutmaßlichen Wil-
lens sei fehlerhaft erfolgt,26 bei ordnungsgemäßer Ermitt-
lung des mutmaßlichen Willens hingegen hat ein wirk-
licher, aber nicht ermittelbarer entgegenstehender Wille
keine Relevanz; spätere Äußerungen des Geschäftsherrn
während der Durchführung des Geschäfts oder nach
dessen Beendigung sind unbeachtlich.27 In der ordnungs-
gemäßen Ermittlung des mutmaßlich zustimmenden Wil-
lens nach § 683 S. 1 Alt. 2 BGB muss deshalb konse-
quenterweise auch die Genehmigung nach § 1001 S. 1 BGB
gesehen werden, wenn der Schutz des ordnungsgemäß
handelnden Besitzers aus § 683 S. 1 Alt. 2 BGB nicht unter-
laufen werden soll.
f) Zwischenfazit
Damit erfüllt schon der Tatbestand des § 994 II BGB in den
hier interessierenden Fällen28 ungeachtet seiner konkreten
Ausformung durch §§ 683 f. BGB das Genehmigungserfor-
dernis im Rahmen von § 1001 S. 1 BGB stets und unmittel-
bar, so dass es auf eine nachmalige Genehmigungsver-
sagung des Gläubigers im Rahmen von § 1001 S. 1 BGB
nicht ankommen kann, weil diese Genehmigung bereits
zuvor als erteilt anzusehen ist.29
Dieses Verständnis lässt sich auch unter Wertungs-
gesichtspunkten begründen. Die Versagung der Billigung
der Verwendung i. S. v. § 1001 BGB, die dem Willen des
Eigentümers i. S. v. §§ 683 S. 1, 684 S. 2 BGB entsprach,
stellt eine selbstwidersprüchliche Handlung dar, die als
solche gegen Treu und Glauben verstößt und daher gemäß
§ 242 BGB unzulässig ist. Denn Grund der Genehmigungs-
versagung i. S. d. § 1001 S. 1 BGB wird regelmäßig der
nachträgliche Wegfall des Verwendungserfolges sein.
Knüpft aber § 994 II BGB den Ersatzanspruch dem Grunde
nach an die Billigung des Eigentümers zur Verwendung,
so gäbe die uneingeschränkte zeitlich nachfolgende Mög-
lichkeit zur Versagung der Genehmigung i. S. v. § 1001 S. 1
BGB dem Eigentümer die Möglichkeit, sich nachträglich
angesichts des Fortfalls des Verwendungserfolges so zu
stellen, als ob er die Verwendung entgegen seinem vor-
maligenWillen nicht vorgenommen hätte.
Dies muss auch unabhängig von der weitergehenden
Befriedigungsmöglichkeit des Besitzers nach § 1003 BGB
gelten. Denn zunächst ist diese nur dann zielführend,
wenn sich aus der vorhandenen Sachsubstanz im Verstei-
gerungswege ein entsprechender Erlös erzielen lässt. Doch
auch in Fällen, in denen es sich so verhält, besteht kein
Grund, den Besitzer auf sein subsidiäres Befriedigungs-
recht zu verweisen. Der Eigentümer, der kein Interesse am
Rückerhalt der Sache hat, soll dem Besitzer nicht not-
gedrungen die dann auch in seinem Interesse stehende
Verwertung der Sache unter Auskehrung des verbleiben-
den Erlöses30 aufzwingen können. Aufgrund seines Wil-
lens zur Verwendungsvornahme und der damit verbunde-
nen Übernahme des Erfolgsrisikos ist ihm zuzumuten, den
Anspruch des Besitzers zu befriedigen und eventuell,
wenn dies zur Liquiditätsbeschaffung nötig sein sollte, die
Verwertung der Sache selbst zu übernehmen.
2. Übertragbarkeit der Einschränkung auf
den Fall des § 994 I S. 1 BGB
Das oben gewonnene Ergebnis muss konsequenterweise
auch für den Fall der notwendigen Verwendung eines
redlichen Besitzers gelten. Es ist nicht plausibel, diesen
schlechter zu stellen als den unredlichen im Fall des § 994
II BGB.31
26 Weil etwa persönliche Eigenheiten, die zu einer Abweichung des
objektiven Interesses vommutmaßlichen Willen geführt hätten, nicht
berücksichtigt wurden.
27 Seiler, in: MünchKommBGB (Fn. 16), § 683 Rn. 11; Bergmann, in:
Staudinger (Fn. 9), § 683 Rn. 22.
28 D. h. ungeachtet der in Betracht kommenden Verweisung durch
§ 684 S. 2 BGB – beachte dazu oben Fn. 8 a. E.
29 Es stellt sich für diese Fälle daher auch nicht die von einigen
aufgeworfene Frage, ob der Eigentümer an einer Genehmigung fest-
gehalten werden kann, die er in Unkenntnis des zwischenzeitlichen
Untergangs der Sache abgegeben hat. Denn mit der Billigung der
Verwendung hat der Eigentümer das Erfolgsrisiko übernommen und
muss sich daran festhalten lassen, so dass der nachmalige Wegfall
des Erfolges dem Ersatzanspruch weder dem Grunde nach noch in
seiner Durchsetzbarkeit entgegenstehen kann. Für eine Anfechtung
nach Irrtumsgrundsätzen aber wohl Stadler, in: Soergel (Fn. 8), § 1001
Rn. 3 mit Fn. 19; im Ergebnis auch Gursky, in: Staudinger (Fn. 5),
§ 1001 Rn. 12, der eine Parallele zur Problematik im alten Rücktritts-
recht zieht, wo überwiegend die Regeln vom Fehlen der Geschäfts-
grundlage zu analoger Anwendung gebracht wurden, wenn der Rück-
tritt in Unkenntnis des unverschuldeten Untergangs der vom
Rücktrittsberechtigten geleisteten Sache beim Rücktrittsgegner aus-
geübt wurde. Die Vergleichbarkeit der Sachlagen ist indes nicht gege-
ben: Während der Rücktritt als Gestaltungsrecht im freien Belieben
des Berechtigten steht und diesem erst mit der Rücktrittserklärung
das Risiko für den zufälligen Untergang des Rückgewährgegenstan-
des entsteht, trägt der Eigentümer im Vindikationsverhältnis dieses
Risiko aufgrund der Notwendigkeit der Erhaltungsmaßnahme von
Beginn an und übernimmt es nicht erst mit der Genehmigung i. S. v.
§ 1001 S. 1 BGB.
30 Dies unter entsprechender Anwendung der § 1247 BGB, § 92 I ZVG,
vgl. Baldus, in:MünchKommBGB (Fn. 5), § 1003 Rn. 16.
31 BGHNJW (Fn. 19), 2875 (2877).
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Dies bedarf dennoch der weiteren Begründung. Dass
nämlich der Eigentümer sich durch die Versagung seiner
Genehmigung i. S. v. § 1001 S. 1 BGB in einen Selbstwider-
spruch begibt, ist im Fall des § 994 I 1 BGB prima facie
nicht ersichtlich. Denn der Eigentümerwille wird dort nicht
wie im Fall des § 994 II i. V. m. §§ 683 f. BGB, soweit die
Haftung dort bereits dem Grunde nach von einer Zustim-
mung des Eigentümers abhängt, abgefragt; der Ersatz der
Verwendung findet unabhängig von dessen Zustimmung
oder Ablehnung ihrer Vornahme statt. Dass daraus nicht
zu folgern ist, dem Eigentümer sei die Genehmigungs-
versagung aus § 1001 S. 1 BGB uneingeschränkt zur
Verfügung zu stellen ist, ist nachstehend anhand der haf-
tungsbegründenden Leitidee des § 994 I 1 BGB zu begrün-
den.
a) Bereicherung durch Ersparnis eigener
Verwendungskosten als Haftungsgrund?
Der historische Gesetzgeber wollte durch § 994 I S. 1 BGB
nicht zum Ausdruck bringen, dass der Eigentümer durch
die Verwendung nicht bereichert zu sein brauche. Viel-
mehr ging er davon aus, »daß der Eigenthümer stets die
notwendigen Verwendungen ersetzen müsse, weil er da-
durch, daß der Besitzer sie an seiner Stelle vorgenommen,
Ausgaben erspart habe, also bereichert sei.«32 Der An-
spruch aus § 994 I 1 BGB sollte also nicht vom Fortbestand
des Verwendungserfolges abstrahiert werden, sondern auf
dem Prinzip des Ausgleichs für eigene Ersparnis durch
Entbehrlichkeit der Vornahme der in Rede stehenden Ver-
wendung beruhen. Als Leitgedanke für die Begründung
des § 994 I 1 BGB taugt der Ersparnisgedanke indes nicht.33
Bereits für den Fall des fortdauernden Erfolges beruht
diese Annahme auf einer irrealen Prämisse34: Die Erwä-
gung, der Besitzer habe die notwendige Verwendung »an-
stelle« des Eigentümers vorgenommen, kann nur unter der
nicht mit Notwendigkeit zu treffenden Annahme getroffen
werden, dass dieser dieselbe Verwendung gemacht hätte.
Dies ergibt sich jedoch nicht bereits daraus, dass eine Ver-
wendung dann notwendig ist, wenn die Erhaltung oder
ordnungsgemäße Bewirtschaftung der Sache sie erfordert
und sie nicht nur Sonderzwecken des Herausgabeschuld-
ners dient. Denn in Verfolg ordnungsgemäßer Bewirt-
schaftung kann der Besitzer Verwendungen vorgenommen
haben, die der Eigentümer deswegen nie vorgenommen
hätte, weil er, nicht minder wirtschaftlich sinnvoll, andere
Interessenmit der Sache verfolgt hätte.
Als zusätzliches Argument gegen den Ersparnisgedan-
ken als normzweckgebende Leitidee wird mitunter vertre-
ten, dass selbst unter Annahme obiger Prämisse eine blei-
bende Ersparnisbereicherung dann nicht gegeben sei,
wenn der ursprünglich eingetretene Verwendungserfolg
nachträglich wegen eines in der Sphäre des Besitzers liege-
nen Umstands weggefallen sei.35 Zumindest für den Fall
des vor Rückgabe weggefallenen Verwendungserfolges
entbehre die Ersparnisvermutung daher auch aus diesem
weiteren Grund jeder Grundlage.36
b) Verlustabwälzung
Teilweise wird vertreten, wegen des Verzichts auf einen
fortdauernden Nutzen der betreffenden Erhaltungsmaß-
nahme habe § 994 I 1 BGB keinen Bereicherungsausgleich
als Ziel, sondern wolle den Verlust im Vermögen des Be-
sitzers kompensieren.37 Die §§ 994 ff. BGB betrachten da-
nach die Verwendungen unter demGesichtspunkt des Ver-
mögensopfers, welches der Besitzer zum Zwecke der
Vornahme der Verwendung auf sich genommen hat.38 Im
Gegensatz zu § 996 BGB und dem Bereicherungsrecht
komme es auf den dem Eigentümer verschafften Vorteil
nicht an. Einen Verlust stellen die Verwendungskosten
daher auch bei Fortbestehen des Verwendungserfolges für
den redlichen Besitzer in jedem Fall dadurch dar, dass die
Investition nicht dauerhaft in seinem Vermögen verbleibt,
sondern spätestens mit Herausgabe der Sache abfließt. Da
somit jeder Verwendungsersatz aus Sicht des Verwenders
ohne Rücksicht auf eine Bereicherung des Eigentümers
tatsächlich Kompensationscharakter hat, wäre der Ver-
zicht auf das Bereicherungselement erklärbar. Der Verweis
auf die Rechtsfolge zur Begründung des materialen
Grunds ihrer Anordnung ist allerdings als tautologisch
abzulehnen. Dass der Verlust abgewälzt wird, liefert keine
32 Mudgan (Fn. 23) S. 681 f.
33 Bereits Heck, Grundriß des Sachenrechts (1930), § 70 3, S. 292;
Gursky, in: Staudinger (Fn. 5), § 994 Rn. 10.
34 Gursky, in: Staudinger (Fn. 5), § 994 Rn. 10; Verse (Fn. 7) S. 49;
a. A. Wernecke, Abwehr und Ausgleich »aufgedrängter Bereicherun-
gen« im Bürgerlichen Recht, Habil. Berlin 2004, S. 494.
35 Greiner, Die Haftung auf Verwendungsersatz, Diss. Tübingen
1999, S. 315 f.; Verse (Fn. 7), S. 49.
36 So Greiner (Fn. 35), S. 316; ob dies im Ergebnis richtig ist, obwohl
eine bleibende Ersparnisbereicherung in den Fällen des § 994 BGB
gerade nicht erforderlich scheint, mag hier dahinstehen.
37 BGHZ 131, 220 (223); Fritzsche, in: BeckOK (Fn. 3), § 994 Rn. 54;
Gursky, in: Staudinger (Fn. 5), Vorbem. zu §§ 994 ff. Rn. 25.
38 BGHZ 131, 220 (223); Gursky, in: Staudinger (Fn. 5), Vorbem. zu
§§ 994 ff. Rn. 11; Verse (Fn. 7), S. 44; dagegen für eine bereicherungs-
rechtliche Einordnung: Greiner (Fn. 34), S. 145 ff.; Lobinger, in: Soer-
gel (Fn. 3), § 347 Rn. 33;Wernecke (Fn. 34), S. 487 ff.
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Gründe dafür, weshalb dies geschieht. Die Annahme, not-
wendige Verwendungen seien dem Eigentümer »typisie-
rend« aufzuerlegen, wenn und weil er die Sache oder
deren Wert zurückerhalte,39 führt entweder indirekt die
Vermutung wieder ein, dass dem Eigentümer die Verwen-
dungskosten ebenso entstanden wären, oder erklärt nicht,
weshalb der Besitzer denMisserfolg abwälzen kann.
c) Übernahme des Auftragsgedankens aus
§§ 994 II, 683 S. 1 BGB
Da die erfolgsunabhängige Kostenerstattung in § 994 II
BGB auf dem entsprechenden Willen des Eigentümers zur
Verwendungsvornahme beruht, ist zu untersuchen, ob
diese Überlegung auch die Regelung des § 994 I 1 BGB
tragen kann. Denn wenn der wirkliche oder mutmaßliche
Wille des Eigentümers für den unredlichen Verwender
maßgeblich ist, so ließe sich a maiore ad minus folgern,
dass § 994 I 1 BGB für den redlichen Verwender diesen
Willen als bestehend fingiert.
Wie § 994 II BGB durch Verweis auf die §§ 677 ff. BGB
klarstellt, ist allein die Notwendigkeit der Verwendung
kein ausreichendes Kriterium zur Annahme eines mut-
maßlichen Willens des Geschäftsherrn im Rahmen der Ge-
schäftsführung ohne Auftrag nach § 683 S. 1 BGB. Denn
dieser Beurteilung ist zudem das Eigentümerinteresse und
damit die konkrete Gesamtlage des Geschäftsherrn zu-
grunde zu legen.40 Hätte dieser in Verfolg anderer wirt-
schaftlicher Interessen für eine andere, gleichermaßen ob-
jektiv notwendige Verwendung optiert,41 so schuldet er bei
Wegfall des Verwendungserfolges nichts, und bei seinem
Fortdauern –wenn überhaupt –,42 die Auskehr der bei ihm
verbleibenden Bereicherung. Gerade diese Subjektivie-
rung findet in § 994 I 1 BGB augenscheinlich nicht statt,
wodurch sich der Verweis auf die Regelungen der §§ 677 ff.
BGB erübrigt, ohne dass sich jedoch damit zugleich die
Heranziehung des Auftragsgedankens zur Begründung
der Norm verbietet. Richtig ist vielmehr, dass die Maß-
gaben des Auftragsrechts auch in diesem Fall gelten kön-
nen und sollen.43
Ist nämlich der entgegenstehende oder mutmaßlich
entgegenstehendeWille nur unter der Prämisse der Unred-
lichkeit des Verwenders relevant, bedeutet dies im Um-
kehrschluss für § 994 I 1 BGB, dass dem Ersatzanspruch
dort eine als unwiderleglich anzusehende Zustimmung des
Eigentümers zur Verwendungsvornahme bereits zugrunde
liegt. Dies ergibt sich aus folgender Erwägung: Die Red-
lichkeit des Verwenders nimmt das Gesetz mittels § 994 I 1
BGB zum Anlass, dessen Haftung auf Ersatz der Verwen-
dungskosten zu erleichtern. Der Redliche soll besser ste-
hen als der Unredliche, der Eigentümer also im Fall der
Redlichkeit des Besitzers schärfer haften als bei dessen
Unredlichkeit. Soll also – erstens – der verwendende Be-
sitzer im Fall des § 944 I 1 BGB besser stehen als der
Unredliche im Fall des § 994 II BGB, und wird – zweitens –
dessen Haftung im Fall eines fehlenden tatsächlichen Ei-
gentümerwillens über § 683 S. 1 Alt. 2 BGB bereits darauf
reduziert, dass er dessen mutmaßlichen Willen ordnungs-
gemäß erforscht, so bleibt zur weiteren Haftungserleichte-
rung für den redlichen Besitzer nur, ihn um diesen Beweis
zu entlasten.44
Dies ist sachgerecht, weil der Besitzer, der sich auf-
grund seiner nach dem Maßstab des § 990 I BGB zu beur-
teilenden Redlichkeit in einemnach den spezifischenMaß-
gaben des EBV unverschuldeten Rechtsirrtum befindet,
sich für den Sach- und deshalb für den Verwendungs-
berechtigten hält. Der redliche Eigenbesitzer hält sich für
den Eigentümer, der redliche Fremdbesitzer meint, seinem
vermeintlichen Besitzrecht eine Befugnis zur Vornahme
der entsprechenden Verwendung entnehmen zu können.45
Den Willen des Eigentümers zu erforschen hat sowohl der
Eigen- wie auch der Fremdbesitzer deshalb weder Anlass
noch Möglichkeit. Diesen Irrtum darüber, den Eigentümer
nicht nach dessen Wille und Interesse fragen oder aber,
wie sonst im Recht der GoA erforderlich, zumindest da-
rüber Mutmaßungen aufstellen zu müssen, schützt das
39 Kaiser, in: Staudinger, Bürgerliches Gesetzbuch (2012), § 347
Rn. 23.
40 Gehrlein, in: BeckOK, BGB, 36. Edition, Stand: 1. 8. 2015, § 683
Rn. 2; Seiler, in:MünchKommBGB (Fn. 16), § 683 Rn. 4.
41 Etwa das vom Verwender reparierte Haus in Planung eines Neu-
baus abreißen lassen.
42 Nämlich wenn der h. M. gefolgt wird, nach der sich die Verwei-
sung auf das Recht der GoA auch auf § 684 S. 1 BGB erstreckt, vgl.
BGH NJW 1975, 1553; Baldus, in: MünchKommBGB (Fn. 5), § 994
Rn. 33; Wieling (Fn. 6), § 12 V 4; a. A. Greiner (Fn. 35), S. 347; Gursky,
in: Staudinger (Fn. 5), § 994 Rn. 27 mit zahlr. Nachw. zur h. M.
43 So im Ergebnis auch Wernecke (Fn. 34), S. 488 ff. Ob dies zur
Folge hat, dass der Ersatzanspruch auch bei einem die Verwendungs-
kosten wertmäßig übersteigenden fortdauernden Erfolg nur in Höhe
der Kosten besteht, muss hier nicht entschieden werden.
44 Diese Auffassung teilt Greiner (Fn. 35), S. 315, zumindest für den
redlichen Eigenbesitzer. Sie gilt für den Fremdbesitzer indes in glei-
cherWeise, wie sich aus der nachstehenden Überlegung ergibt.
45 Ergibt sich aus dem vermeintlichen Besitzrecht eine Anspruchs-
berechtigung auf Verwendungsersatz hingegen nicht, versagt die
h. M. den Ersatzanspruch auch aus §§ 994 ff. BGB, vgl. BGH NJW 1959,
528, (529); NJW 2015, 229 (231); Fritzsche, in: BeckOK (Fn. 3), § 994
Rn. 54 m. w. N.; a. A. Berger, in: Jauernig (Fn. 10), Vorbem. zu
§§ 994 ff. Rn. 2 m. w. N.
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Gesetz durch die unwiderlegliche Vermutung dermutmaß-
lichen Zustimmung des Eigentümers zu jedweder notwen-
digen Verwendung.
Der von § 994 I 1 BGB als über den Fall des § 994 II
BGB hinausgehend intendierte Schutz des Besitzers führt
auch nicht zu einer unbilligen Benachteiligung des Eigen-
tümers. Dieser ist nämlich der strengen Haftung des § 994 I
1 BGB nicht schutzlos ausgeliefert, sobald ihm bewusst
wird, dass eine Vindikationslage besteht. Ab diesem Zeit-
punkt steht ihm frei, die Redlichkeit des Besitzers durch
eine Herausgabeklage zu beseitigen und damit eine auf
ihn bezogene Subjektivierung hinsichtlich der Ersatzfähig-
keit von Verwendungen zu erwirken.
d) Konsequenz der gefundenen Lösung
Aus der dargelegten Übertragbarkeit des mittels § 994 II
BGB explizit in die verwendungsersatzrechtlichen Normen
des EBV eingeführten Auftragsgedankens auch auf die
Fälle des redlichen Besitzers ergibt sich, dass der Ver-
sagung des Kostenersatzes durch den Eigentümer i. S. v.
§ 1001 S. 1 BGB dessen –wenngleich fiktive – Einwilligung
zur Vornahme der Verwendungen entgegensteht, sofern
nicht die Redlichkeit des Besitzers zum Zeitpunkt des Ver-
wendungsvornahme bereits mittels einer rechtshängigen
Herausgabeklage beseitigt wurde.
V. Fazit
Der scheinbare Widerspruch zwischen § 994 I 1 und 994 II
BGB einerseits und §§ 1001, 1003 BGB andererseits kann
durch Vergleich der normierten Leitgedanken gelöst wer-
den. Die Genehmigung des Eigentümers nach § 1001 S. 1
BGB stellt danach keine Bedingung für die Klagbarkeit des
Verwendungsersatzanspruchs wegen notwendiger Ver-
wendungen dar, wenn in der Genehmigungsversagung
wegen eines vorherigen entgegenlautenden, nämlich für-
sprechenden Willens zur Verwendungsvornahme ein
Selbstwiderspruch läge. Verhält es sich so, ist der nach-
maligen Genehmigung vielmehr gar kein eigenständiger
Erklärungsgehalt beizumessen, so dass auch die Erklä-
rung über eine Nichtgenehmigung unbeachtlich ist. Da
bereits die Begründung des erfolgsunabhängigen Ersatz-
anspruchs für notwendige Verwendungen tatbestandlich
explizit (§ 994 II BGB) oder implizit (§ 994 I BGB) die Bil-
ligung der Verwendungsvornahme durch den Eingentü-
mer voraussetzt, folgt auch dessen Klagbarkeit nach § 1001
S. 1 BGB unmittelbar dem materiellen Anspruch, ohne
dass es einer weiteren Erklärung des Eigentümers bedürf-
te.
VI. Ausblick: Beschränkung der
Höhe des Verwendungsersatzes
in Teilfällen?
Einer Klärung anderenorts zu überlassen ist die sich an
das Ob der Haftung gemäß § 994 I 1 und II BGB anschlie-
ßende weitere Frage, ob für die Fälle, in denen die Haftung
nicht auf einer tatsächlichen Genehmigung der Verwen-
dung durch den Eigentümer oder einer gleichstehenden
Einwilligung beruht, eine Restfunktion des §§ 1001, 1003
BGB in der Weise anzuerkennen ist, dass der Umfang der
Haftung auf denWert der mit der Verwendung versehenen
Sache vor dem Verlust der Verwendung bzw. der Sache
selbst zu beschränken ist. Dieser Limitierungseffekt ist
eine auch mit dem pfandrechtsähnlichen Mechanismus
des § 1003 I 2 BGB verfolgtes Ziel der § 1000 ff. BGB.46 Jene
Normwirkung aufrecht zu erhalten ist möglich, da es sich
insofern um eine zweite, eigenständige Funktion handelt,
als diese nicht auf das Bestehen eines Zahlungsanspruchs
dem Grunde nach bezogen ist, sondern das Haftungsmaß
dem Betrage nach betrifft, indem sie die Eigentümerhaf-
tung auf die Opferung der Sache beschränkt.
Diese zweite Funktion ist aber allenfalls dann sinn-
voll, wenn der Eigentümer die Verwendung nicht eigens
genehmigt, weil damit der Verwender veranlasst wird, sich
letztlich über die wirtschaftliche Sinnhaftigkeit seiner In-
vestition Rechenschaft abzulegen. Erreicht wird damit,
das Haftungskriterium der Notwendigkeit der Verwendung
um das Haftungsmaß des ökonomischen Sinns der Ver-
wendung zu ergänzen, soweit dies etwa erforderlich ist,
wenn und weil ökonomisch unverhältnismäßige Verwen-
dungen etwa doch notwendig im Sinne des § 994 BGB sein
können.47
46 Baldus, in: MünchKommBGB (Fn. 5), § 1003 Rn. 1; Gursky, in:
Staudinger (Fn. 5), § 1003, Rn 18.
47 Zwar wird eine Verwendung, deren Kosten den Wert der mit der
Verwendung versehenen Sache insgesamt übersteigen, oftmals be-
reits wegen ihrer Unwirtschaftlichkeit nicht dem Notwendigkeits-
begriff unterfallen. Indes ist Gegenteiliges nicht undenkbar, etwa
wenn eine innerhalb einer Produktionskette unverzichtbare Appara-
tur erst durch eine kostspielige Reparatur wieder funktionstauglich
wird und ohne die Investition der gesamte Produktionsprozess zum
Erliegen käme.
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